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Vorwort 

Sperrig liest sich der Titel. Die Suche nach Anschaulicherem war erfolglos: Zu 
unterschiedlich scheinen die Gegenstände dieser Arbeit, und vielleicht ist es ihr er-
stes Verdienst, das Gemeinsame in der Vielfalt herauszustellen. Das Phänomen be-
gegnet uns ständig: „Der Staat" fragt seine Bürger, was er oder sie über einen an-
deren weiß. Ein Polizist fragt,  wann die Nachbarin abends nach Hause kommt, die 
Richterin fragt einen Zeugen nach dem Verhalten der Angeklagten während der 
Tat. Die Antwort auf solche Fragen wird mal als „Verrat" oder „Denunziation" ver-
urteilt, mal als Bürgersinn und Zivilcourage gelobt. 

Eine kurze Zeitungsnachricht über Prämien für die Anzeige vermeintlicher Steu-
erhinterzieher und die Reportagen über die Verurteilung von Taxifahrern,  die 
fremdländisch aussehende Fahrgäste dem Bundesgrenzschutz zur Überprüfung 
vorführen  sollten, haben diese Arbeit angestoßen. Schnell fanden sich zahllose 
Beispiele für den Zugriff  auf Mitbürger als Informationsquelle,  es fanden sich auch 
reichlich gesetzliche Regelungen. Eine rechtliche Untersuchung oder dogmatische 
Aufarbeitung suchte ich vergeblich. Ich lege sie nun vor. 

Die Arbeit ist vor dem 11. September 2001 abgeschlossen. 

Herrn Prof.  Dr. Alexander Blankenagel, an dessen Lehrstuhl ich als wissen-
schaftlicher Mitarbeiter tätig war, danke ich sehr herzlich für seine großzügige För-
derung und für die Freiheit, die ich während dieser Zeit genießen durfte.  Herrn 
Prof.  Dr. Bernhard Schlink danke ich für die schnelle Erstellung des Zweitgutach-
tens. 

Dem Bundesministerium des Innern danke ich für die Gewährung eines Druck-
kostenzuschusses. 

Berlin, Februar 2002 Joachim  Pohl 
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Würden wir restlos auf die Mithilfe von Spitzeln verzich-
ten, hätte die Allgemeinheit den Schaden davonzutragen. 
Vollständig können wir es aber auch ohnehin nicht, da 
immer wieder Menschen kommen werden, die Angaben 
machen. Und das können und wollen wir doch auch gar 
nicht verhindern, fordern  wir doch täglich in der Tages-
presse, durch Rundfunk, Fernsehen und so weiter dazu 
auf, der Polizei Angaben zu machen und Hinweise zu ge-
ben. 

W.  G., Kriminalistik  1964, S. 240. 

Im Grunde befinden wir uns doch auf winzig kleinen und 
in den Randbereichen immer mehr erodierenden Inseln 
im Meer des Totalitarismus. Daß wir hier auch weiterhin 
leben dürfen, ist keine Selbstverständlichkeit. Es bedarf 
vielmehr der steten Vorsicht, daß unser Staatswesen nicht 
wiederum in die Unfreiheit  abdriftet. 

Schwan,  VerwArch  66 (1975),  S. 120,122. 

Möglicherweise erschien dem Informanten das Verhalten 
des Klägers sonderbar, zumindest aber unerklärlich, so 
daß er sich unter Berufung auf seine allgemeine staatsbür-
gerliche Pflicht für berechtigt ansah, der Polizei seine 
Wahrnehmungen mitzuteilen. 

VGH  München,  N,TW  1990, S. 198, 199. 

Tout système judiciaire, qu'il soit libéral ou autoritaire, 
repose sur un ensemble de dénonciations. On la cache en 
lui donnant des noms divers. La chose est pourtant là, 
omniprésente et indispensable. 

Gayraud,  Dénonciation,  S. 16. 

Einleitung 

„Die Polizei w i l l alles, alles wissen; und besonders Geheimnisse", läßt Lessing 
den Wirt in „Minna von Barnhelm" sagen. Dieser Satz galt den Inquisitoren im 
Mittelalter und totalitären Regimen zu allen Zeiten; er gilt auch für die Bundesre-
publik in der Gegenwart. Besonders brisante Informationen sind meist schwer zu 
erhalten. Deshalb wurde und wird der Mitbürger als Informationsquelle ausge-
schöpft, als Anzeigender, als Zeuge, als Leumund. 

Informationsversorgung  ist legitim, solange der Zweck legitim ist, dem die In-
formation dient - so meint man gemeinhin. Wohl deshalb haben Geschichts- und 
Rechtswissenschaften die alltägliche Auskunft über Mitbürger in der Bundesrepu-
bl ik bisher ausgeblendet.1 Daß der Zweck  der Informationsbeschaffung  legitim ist, 

2* 



20 Einleitung 

ist aber nur die erste Voraussetzung. Legitim muß auch die Quelle  sein, aus der der 
Staat schöpft, und legitim bedeutet im Verfassungsstaat:  verfassungslegal.  Der 
massenhafte Einsatz „besonderer Mittel" der Informationsbeschaffung  hat dies in 
jüngerer Zeit bewußt gemacht: Verdeckte Ermittler, „Wohnraumüberwachung" 
und Abhöreinrichtungen sind uns verdächtig. 

Der Rückgriff  auf Mitbürger hat einen ähnlichen Verdacht nicht wecken können, 
er war schon da, als jene „besonderen Mittel" auftauchten, die die besonderen Mit-
tel als Begriff  erst geboren haben. Daß nur das Neue Aufmerksamkeit  erregt, heißt 
nicht, daß nicht auch das Alte nunmehr erkannten Maßstäben genügen müsse. 
Diese Arbeit soll das herkömmliche Mittel verfassungsrechtlich  untersuchen, das 
über die neuen „besonderen Mittel" vergessen worden ist. Die Bundesrepublik hat 
auf den Balken im Auge ihres Bruders gezeigt und sich erschrocken, wie systema-
tisch die Stasi die Zivilgesellschaft durch Mißtrauen zersetzt hat. Es ist deshalb um 
so angebrachter, das eigene Auge nach Splittern zu untersuchen. 

Konkret: Die Rechtsordnung der Bundesrepublik verlangt die Informationswei-
tergabe über den Mitbürger, fördert  sie durch Prämien und Anreize, erlaubt jeden-
falls die Nachfrage über die Angelegenheiten anderer. Der Staat fragt den Mitbür-
ger nicht nur zu Zwecken der Strafverfolgung;  wir finden entsprechende Regelun-
gen im Gefahrenabwehrrecht  im weitesten Sinne, im Steuerrecht und überall dort, 
wo dem Bürger mißtraut wird. Noch weit über diese Regelungen hinaus geht die 
Praxis der Verwaltung, auch ohne gesetzliche Grundlage in weitem Umfang 
Kenntnisse der Mitbürger abzuschöpfen. Die Rechtsordnung regelt zwar auch 
Hemmnisse: Schweigepflichten, Strafsanktionen und Schadenersatzansprüche. 
Doch diese Hemmnisse weichen dort, wo sie die staatliche Informationsversorgung 
hindern könnten. 

Dies soll im ersten Teil der Arbeit nachgewiesen werden durch eine Bestands-
aufnahme der Informationsbeschaffung  beim Mitbürger. Der Blick auf einzelne 
Regelungen enthüllt das Phänomen aber nur zum Teil. Erst die Abstraktion von der 
Einzelregelung und die Einbeziehung anderer Regelungsbereiche macht gemeinsa-
me Strukturen deutlich. Warum erhebt der Staat die Informationen nicht direkt 
beim Betroffenen?  Wie gelingt es, Informationen vom Mitbürger überhaupt und in 
möglichst großem Umfang zu erhalten? Diese Fragen sollen im zweiten Teil der 
Arbeit beantwortet werden. 

Diese Interpretation entkleidet die einzelnen Regelungen und Praktiken ihres 
Kontextes. Sie öffnet  den Weg für eine verfassungsrechtliche  Prüfung dieses spe-
ziellen Weges staatlicher Informationsversorgung,  die im dritten Teil der Arbeit 
ausgeführt  ist. Es ist nicht notwendig, diesen Befund anschließend auf die einzel-

1 Denunziation, Verrat und Informationsbeschaffung  beim Mitbürger insgesamt zu ande-
ren Zeiten und an anderen Orten haben in der Wissenschaft allerdings gegenwärtig Konjunk-
tur: Vgl. dazu den Sammelband Jerouschek  et al., Denunziation, und Sauerlands  Monogra-
phie ,30 Silberlinge' mit den zahlreichen weiteren Verweisen dort. Historisches Material fin-
det sich auch bei Gayraud,  dénonciation, S. 59 ff. 
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nen Regelungen anzuwenden. Ob und in welchem Umfang Information durch 
Rückgriff  auf den Mitbürger beschafft  werden darf,  ist Ergebnis einer Abwägung 
im Einzelfall. Die für die Abwägung entscheidenden Aspekte sollen hier aufge-
zeigt werden. 

„Informationsbeschaffung  beim Mitbürger" meint nicht jede Form staatlicher 
Beschaffung  beliebiger Informationen. Untersucht wird nur die Erhebung oder 
Entgegennahme personenbezogener Informationen durch staatliche Stellen. Nicht 
betrachtet werden Fälle, in denen die Information sich gerade auf den Informati-
onsgeber bezieht oder in denen der Informationsgeber  damit beauftragt ist, Infor-
mationen für staatliche Stellen zu beschaffen.  Diese Abgrenzung soll erläutert und 
begründet werden. 

Zunächst beschränkt sich die Betrachtung auf personenbezogene Informationen. 
Nach der allgemeinen Definition handelt es sich um Informationen über persönli-
che oder sachliche Verhältnisse einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen 
Person.2 Eingeschlossen sind solche Informationen, die gerade auf eine Person hin-
deuten und einen Sachverhalt dieser Person zuordnen oder diesem Zweck dienen. 

Es werden nur die Fälle betrachtet, in denen unmittelbarer Empfänger der Infor-
mation eine staatliche Stelle ist, die hoheitliche Aufgaben wahrnimmt. Information 
bei diesen Stellen ermöglichen die Ausübung hoheitlicher Gewalt. Es werden nur 
die Fälle untersucht, in denen die Informationsquelle nicht damit beauftragt ist, In-
formationen über Dritte zu beschaffen,  denn dort tritt die Informationsquelle dem 
Betroffenen  gerade nicht in der Rolle als „Mitbürger", sondern als „Staat" gegen-
über. 

Schließlich meint Entgegennahme, daß der Staat nicht selbst auf die Information 
zugreift,  wie z. B. bei einer Beschlagnahme. Untersucht werden vielmehr nur 
Fälle, in denen der Mitbürger die Information - gegebenenfalls nach staatlicher 
Einwirkung - mitteilt.3 

Rechtlich problematisch sind Fälle, in denen der von der Informationsbeschaf-
fung Betroffene  typischerweise nicht wünscht, daß die Information an staatliche 
Stellen gelangt. Allein dies wird hier betrachtet. Ausgeschlossen sind danach Si-
tuationen, in denen die Beschaffung  der Informationen beim Mitbürger dem zu er-
wartenden Willen des Betroffenen  entspricht - etwa weil dieser die Informationen 
selbst nicht hat, nicht geben kann oder ihm die Erhebung lästig ist. Ausgeschlossen 
sind damit auch die Fälle, in denen ein solcher Wille des Betroffenen  rechtlich fin-
giert oder vermutet wird, etwa bei Minderjährigen oder Hilflosen. 

Der genaue Verlauf aller dieser Grenzen ist ungewiß. Es soll hier nicht darum 
gehen, die Grenze genau festzusetzen oder jeweils zu rechtfertigen;  es erscheint 
ohnehin aussichtslos, alle bestehenden Regelungen und Praktiken zu erfassen. 

2 Vgl. § 3 IBDSG. 
3 Untersucht wird also nur die nicht  vertretbare  Handlung,  nicht aber die Selbstvornahme 

durch staatliche Stellen. 


